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Parlamentarische Anfrage 
Nr.2412/J der Abg.z.NR 
Dr.Fleischmann und Genossen 
an den Bundeskanzler be­
treffend. Auskunßspflicht 
der Ministerien 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 
Herrn Anton BENYA 

Parlament 
1010 Wie n 

, ..... 

vlien,am 23. Juli 1975 

. . 22,1/.{1 A,.B: 
"zu 2,-/.,2/ J. 

. Präs. am~ ___ 1_!~G. ].75 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr.FLEISCHMANN 
und Genossen haben am 4. Juli 1975 unter. der NI'. 2412/J 
an den Bundeskanzler eine schriftiiche Anfrage betreffend 
Auskunftspflicht der Ministerien gerichtet, welche folgenden 
Wortlaut hat: 

1." In welcher Weise wird die im Bundesministerienge­
setz enthaltene Auskunftspflicht der Behörden 
praktiziert? 

2. Wie hat sich diese Bestimnn,mg in der Praxis 
bewährt'? 

3. Ist absehbar, ob eine Veränderung, Verbesserung. 
oder Erweiterung dieser Bestimmung notwendig 
werden wird?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beant­
worten: 

Zu Frage 1· : 

Die im Sinne eines Beschlusses der Bundesregierung .. ' 
vom25.Septel'11b~X' 1973. eingesetzte Kommission zur Gewähr-
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leistung :einer einheitlichen Durchführung des Bundesmini­

steriengesetz.es 1973 hat unter dem Vorsitz von Staatssekre­

tär Kar1 LAUSECKER die aus der Beilage ersichtlichen 

Richtlinien für die Durchführung der Auskunftsp.flicht 
gemäß den Bestimmungen des Bundesministeriengesetzes 

1973 aU.sgearbeitet .. Die Dundesregierung hat am 18.Dezem·­

beI' 1973 beschlossen. allen Mitgliedern der Bundesregie­
rung zu empfehlen, diese Richtlinien bei der Vollziehung 

der im § 3 Z 5 und § 5 Abs. 3 leg.eit . .festgelegten 

Auskunftspflicht zu beachten. Aus diesen Richtlinien 

ist im einzelnei1 zu ersehen, wie die Auskunftsplicht 

in der Praxis gehandhabt wird~ 

Soweit das Bundeskanzleramt feststellen konnte, 
hat sich die gesetzliche Ein.fUhrlJ.l'lg einer Auskunftspflicht 
der Bundesministerien Und de:;:' ihnen na.chgeordneten B1.:tndes-
behörde11 in der PI:t.3.Xi.S durcl'1aus be~lähl...,t. Den: BUl'1d.es}(c3.nzleramt 

sind auch keinerlei Schwierigkeiten bei dEr Erfüllung 

dieser Pflicht zur Kenntnis gelangt. 
Österreich hat sich mit der Einführung der Au.skunfts­

pflicht der Bu.ndesbehörden dem sehr kleinen Kreis freiheit­

lich-·demokratischer Staaten angeschlossen, die jedermarm 

die gnlnds~tzliche Möglichkeit einr~urnen, sich über 
alle Vorgänge im Bereiche der Verwaltung zu informieren. 

Hiefür war die Überlegung maßgebend, daß es sich dabei 
nicht nur llffi ein sehr wirksames Kontrollmittel gegen 

jeden Verwaltungsmißbraueh, sondern auch um eine MaBnah'ile 

handelt, die es dem Staatsbürger erlaubt, von der ihm 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Informationsfreiheit I 

die auch die Freiheit u..mraßt ~ Informationel'l aufzusuchen, 

in vollem Maße Gebrauch zu machen. Diese In.formatio:nsfrei-

hei t kann eben nu.:r dann l:Ceali tät ·.J!erde!1 9 wer..n sie durch 

eine korrespondierende Pflicht der staatlichen Beh5rden 
ergänzt \irird, tatsächlich zu informieren. In einer demo-
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kratischen Staatsordnungkommt der Informationsfreiheit 

überragende Bedeutung zu, weil nu.r ein informierter 
Staatsbürger in der Lage ist, seine demokratischen Rechte 

eigenverantwortlich und sinnvoll auszuüben. 
Es besteht daher derzeit keine Veranlassung, eine 

wie immer geartete Änderung der entsprechenden Bestirmnun­
gen des Bundesministeriengesetzes 1973 in Erwägung zu' 
ziehen. Es erscheint lediglich notwendig, die Staatsbürger 

immer wieder auf dieses Recht hinzuweisen, weil sie 
sich erst langsam daran gewöhnen müssen, daß sich die 
Behörden nicht mehr mit der Hauer der Amtsversch'J,riegenhei. t 
umgeben dürfen, sondern grundsätzlich verpflichtet sind~ 
Auskünfte zu erteilen. 

Ccv.l'; eß'.; .... 1-. "el' a"cl.. ..... ~)_l~ J::~s"'g--';" -".... d-"" dl' -u ............. _ ..L.L'-U ::> . U. U 1l'-'-lJ. ..l.;:; \.. IC::;'LIC.l...l..L, d.l;) t! 

Auskunftspflicht nur eine der vielen HaBnah_men darstellt, 
die das Bundesministeriengesetz 1973 im Interesse der 

Verbesseru.ng und Demokratisieru.ng der Verwal tung '2ingeführt 
hat. 

Der den BundeskanZler 
gemäß Art. 69 Abs. 2. B-·VGr 
vertretende Vizekanzler 

L j 

Der Anfragebeantwortung sind. umfangrei.che Beilagen angeschlossen, 

die in der Parlamentskanzlei zur Einsicht aufliegen. 
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